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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

In Anbetracht der steigenden Mieten gab der Bundesrat im November 2023 bekannt,
dass er mietzinsdämpfende Massnahmen plane, und stellte dabei vier kurzfristige
Anpassungen des VMWG vor: Erstens soll der Teuerungsausgleich auf dem Eigenkapital
von 40 auf 28 Prozent gesenkt werden. Zweitens sollen die Vermieterinnen und
Vermieter Kostensteigerungen nicht pauschal an die Mietenden weitergegeben werden
können. Stattdessen soll zukünftig das effektive Ausmass der Kostensteigerung
nachgewiesen werden müssen. Drittens soll bei den Formularen für die Mitteilung des
Anfangsmietzinses auch der zugrundeliegende Referenzzinssatz angegeben werden.
Und viertens sollen Mietzinserhöhungen um die Anmerkung ergänzt werden, dass bei
Anfechtungen ebendieser unter anderem die orts- und quartierüblichen Mieten als
Kriterien verwendet werden können. Gleichzeitig beauftragte der Bundesrat das WBF
zu überprüfen, ob das geltende Mietzinsmodell weiterhin der Realität entspreche.
Die Massnahmen stiessen laut AZ-Medien insbesondere beim Mieterinnen- und
Mieterverband auf Unverständnis, der sie als «völlig untauglich» erachtete. Unter
anderem befürchtete der Verband, dass diese Massnahmen weitaus zu spät greifen
würden. 1
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